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B e s c h l u s s v o r l a g e  
 
 

 Sitzungstermin TOP Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Haupt- und Finanzausschuss 
Köngernheim 

24.11.2016     

Gemeinderat Köngernheim 13.12.2016     

 
    
 
Ausübung des Wahlrecht gemäß § 27 Abs. 22 Umsatzsteuergesetz 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt / der Gemeinderat beschließt von dem 
Wahlrecht gemäß § 27 Abs. 22 Umsatzsteuergesetz Gebrauch zu machen. Die Verwaltung 
wird beauftragt, die Erklärung gemäß den Vorgaben der Finanzbehörden fristgerecht 
abzugeben, 
 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       
 

 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich zur Verfügung. 
 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       
 

 Die Zustimmung der Leistung über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 GemO 
 ist erforderlich. 
 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
  Im Auftrag     
       
       

  (Götz Braun)    (Penzer) 
  Fachbereichsleiter    Bürgermeister 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Durch die Neuregelung des Umsatzsteuerrecht in Folge der Anpassung an europäisches 
Recht tritt an die Stelle des Bezugs zum ertragssteuerrechtlichen Betrieb gewerblicher Art 
(BgA) eine wettbewerbsrechtliche Betrachtung. 
 
Konsequenz hieraus ist, das auch die Kommunen künftig unter den Unternehmerbegriff 
fallen. Die Unternehmereigenschaft schließt grundsätzlich alle Tätigkeiten einer Kommune 
ein. Die künftigen Umsatzsteuererklärungen sind daher für die gesamten steuerpflichtigen 
Tätigkeiten / Umsätze einer Kommune abzugeben (bisher nur für den jeweiligen Betrieb 
gewerblicher Art, z.B. Hallenbad). Die Neufassung des Umsatzsteuerrechts sieht jedoch 
einige Ausnahmen von der Umsatzsteuerpflicht vor. Daher sind alle Tätigkeiten einer 
Kommune dahingehend zu prüfen ob steuerpflichtige Erträge erzielt werden. In den 
Haushaltsplänen müssen u.U. bei einer Vielzahl von Produkten zusätzliche Ertrags- und 
Aufwandsbuchungsstellen eingerichtet werden, um diese Prozesse abzubilden bzw. für die 
Erstellung der Steuererklärungen notwendigen Strukturen zu schaffen. 
 
Die Neuregelung des Umsatzsteuerrechts enthält eine Vielzahl neuer unbestimmter 
Rechtsbegriffe, deren konkrete Auslegung bisher nicht einmal ansatzweise erkennbar ist. 
Bsp.: Umsatzsteuerpflicht bei „größeren Wettbewerbsverzerrungen“ bei Tätigkeiten der 
Kommune in Konkurrenz zu privaten Anbietern. Hier gibt es keinerlei Definition  was unter 
„größere“ zu verstehen ist; weder als absoluter Betrag noch als Verhältniszahl. Einige dieser 
Unklarheiten sollen durch ein Rundschreiben des Bundesfinanzministeriums, das nicht vor 
Jahresende erwartet wird, erhellt werden. Jedoch gehen auch die kommunalen 
Spitzenverbandes davon aus, das noch über das Ende 2016 hinaus erhebliche 
Rechtsunsicherheiten bestehen werden, deren Klarstellung jedoch für eine ordnungsgemäße 
Handhabung der steuerrechtlichen Vorgaben unabdingbar ist. 
 
Daher ist es zwingend erforderlich, von der Wahlmöglichkeit des § 27 Abs. 22 
Umsatzsteuergesetz Gebrauch zu machen und gegenüber den Finanzbehörden zu erklären, 
das die Neuregelungen des Umsatzsteuerrechts erst ab dem 01.01.2021 angewendet 
werden. 
 
Die Kommune hat jederzeit die Möglichkeit des Widerrufs. So kann das Wahlrecht auch nach 
2016 bis zum 31.12.2020 jederzeit widerrufen werden. Sollte sich also um Laufe der Jahre 
2017ff zeigen, das die Anwendung des neuen Rechts vorteilhafter wäre (z.B. aus Gründen 
des Vorsteuerabzugs), wäre jederzeit ein Wechsel in das neue Recht möglich. 
 
Aus diesen Gründen hat auch der Gemeinde- und Städtebund seinen Mitgliedern empfohlen 
von dem Wahlrecht Gebrauch zu machen. 
 
Da auch der genaue Wortlaut der Erklärung gegenüber den Finanzbehörden noch nicht 
feststeht, sind die kommunalen Spitzenverbände derzeit noch in engem Kontakt mit der 
Finanzverwaltung. Ziel ist die Vorlage eines entsprechenden amtlichen Vordrucks zur Abgabe 
einheitlicher rechtssicherer Erklärungen der Kommunen gegenüber den Finanzbehörden. 
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Sollte diese Vorlage bis zum Ablauf der Erklärungsfrist noch nicht vorliegen wird die VG-
Verwaltung die Ausübung des Wahlrechts dem Finanzamt bis spätesten 31.12.2016 
schriftlich mitteilen. 


